
gesellschaftliche Anschauung vom Arbeitsvertragsver­
hältnis setzt, überschreiten. Der vom Kläger geführte 
Faustschlag ist, gegenüber der an sich nicht zu 
billigenden, immerhin aber grundsätzlich nicht unent­
schuldbaren Beleidigung, nicht als Abwehr und nicht 
so zu werten, daß er die Qualität einer Ehrverletzung 
verliert. Es ist deshalb fehlerhaft, wenn das Arbeits­
gericht und ihm folgend — und es durch Verneinung 
eines Kündigungsgrundes noch überbietend — das 
Landesarbeitsgericht den Standpunkt vertreten, daß 
das Verhalten des Klägers kein ehrverletzendes Ver­
halten im Sinne des § 9 KündigungsVO darstelle. 
Ebenso rechtsirrig ist es, die rechtliche Würdigung da­
von abhängig zu machen, welche Konsequenzen die 
Verklagte hinsichtlich des Meisters zog. Es war viel­
mehr nur nachzuprüfen, wie sich das Verhalten des 
Klägers unter Berücksichtigung des Verhaltens des 
Meisters darstellt; eine weitere Nachprüfung, ob dann 
kein Entlassungsgrund vorliege, wenn sich eine unter­
schiedliche Behandlung durch den Verklagten ergebe, 
ist unzulässig und» die Verneinung des Entlassungs­
grundes unlogisch und abwegig.

Die angefochtenen Urteile verstoßen deshalb gegen 
§ 9 Buchst, h KündigungsVO.

Ein weiterer Gesetzesverstoß ist in der ausdrück­
lichen bzw. stillschweigenden Ablehnung des § 9
Buchst, d KündigungsVO zu erblicken. Die Fehler­
haftigkeit ergibt sich schon daraus, daß als strafrecht­
lich anzuerkennende Notwehr nur die Handlungen 
eines Täters angesehen werden können, mit der un­
mittelbar drohende Angriffe, namentlich gegen die 
Deutsche Demokratische Republik, den sozialen Auf­
bau, die Interessen der Werktätigen, ihn selbst oder 
einen anderen Menschen, in einer der Gefährlichkeit 
des Angriffes entsprechenden Weise abgewehrt werden. 
Der vorliegende Sachverhalt gibt keinen Anhalt dafür, 
daß der Kläger etwa aus Bestürzung, Furcht oder 
Schrecken entschuldbar über die Grenzen der Notwehr 
hinausgegangen ist.

Die angefochtenen Urteile waren daher §§ 564, 565 
Abs. 3 Ziff. 1 ZPO entsprechend aufzuheben und die 
Klage abzuweisen.

Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht und Familienrecht

§§ 2042, 419 BGB.
Eine Erbauseinandersetzung kann auch dann nicht 

als Vermögensübernahme im Sinne des § 419 BGB an­
gesehen werden, wenn zu dem Nachlaß ein Grundstück 
gehört, das bei der Auseinandersetzung einem Miterben 
zu Alleineigentum übertragen wird.

BG Cottbus, Urt. vom 24. Februar 1954 — S 18/54.
Die Großmutter des Klägers, Eigentümerin des Grundstücks 

S. Band 51, Bl. 1252, war am 20. Dezember 1948 verstorben. In 
einem privatschriftlichen Testament wurde Frau Helene W. 
zur Alleinerbin eingesetzt. Dieses Testament hat der Kläger 
angefochten und ein obsiegendes Urteil erwirkt, durch das die 
Unwirksamkeit des Testaments wegen mangelnder Echtheit 
festgestellt wurde. Dadurch wurden der Kläger und Helene 
W. gesetzliche Erben zu je Vi des Nachlasses. Zwischen den 
Erben wurde am 12. Februar 1953 ein Auseinandersetzungsver­
trag geschlossen, wonach der Kläger das Grundstück in Allein­
eigentum übertragen bekam, wohingegen die andere Erbin 
den beweglichen Nachlaß erhielt. Darüber hinaus verzichtete 
der Kläger auf die Zahlung sämtlicher Forderungen, die er 
gegen die Erbin hatte, und übernahm eine Hypothek. Das 
Alleineigentum des Klägers am Grundstück wurde am 4. Sep­
tember 1953 im Grundbuch eingetragen.

Die Miterbin W. hatte während des Prozesses wegen Testa­
mentsanfechtung, obwohl sie nicht im Grundbuch als Eigen­
tümerin eingetragen war, ohne Wissen und Wollen des Klägers 
Anfang 1951 die Parzelle an die Beklagte verkauft. Diese hat 
im Vertrauen auf das privatschriftliche Testament und auf die 
Verfügungsbefugnis der Miterbln W. das Grundstück erworben, 
ein anderes Grundstück hinzugekauft und erhebliche Verwen­
dungen auf das Grundstück gemacht. So hat sie u. a. den 
Zaun versetzen und eine Gartenpumpe aufstellen lassen.

Der Kläger hat die Beklagte mit Schreiben vom 17. August 
1953 aufgefordert, die Parzelle zurückzugeben und den Zaun 
in die alte Lage zurückzuversetzen. Des weiteren hat er ihr 
verboten, die auf der Parzelle stehenden Obstbäume abzu­
ernten.

Die Beklagte hat sich geweigert und die Räumung von der 
Zahlung eines Schadensersatzes in Höhe von 1100 DM abhängig 
gemacht. Dieser Schaden war ihr entstanden, da sie auf die 
Gültigkeit des Vertrages mit der Miterbin vertraut hatte.

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zur Räumung der im 
Streit befangenen Parzelle und zur Rückversetzung des Zaunes 
zu verurteilen.

Die Beklagte hat vorgetragen, daß sie im guten Glauben ge­
wesen sei und daß es sich bei der Auseinandersetzung der 
Erben vom 12. Februar 1953 um einen Fall der Vermögens­
übernahme gemäß § 419 BGB handele, so daß sie gegen den

Kläger die' Forderungen geltend machen könne, die ihr gegen 
die Miterbin W. zuständen. Der Nachlaßanteil sei das einzige 
Vermögen der Miterbin gewesen. Das Kreisgericht hat dem 
Antrag des Klägers stattgegeben und die Beklagte verurteilt.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte frist- und formgerecht 
Berufung eingelegt, die vom BG zurückgewiesen worden ist.

Aus den G r ü n d e n :
Gemäß § 873 ist bei dem Abschluß eines Kaufvertrags 

über ein Grundstück für den Eigentumserwerb die Eini­
gung des Berechtigten und des anderen Teils über den 
Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der 
Rechtsänderung in das Grundbuch erforderlich. Eine 
solche Eintragung ist nicht erfolgt, so daß die Beklagte 
kein Eigentum an dem Grundstück erworben hat. Der 
Kläger kann also, nachdem er als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen worden ist, von der Beklagten 
die Herausgabe nach § 985 BGB verlangen, da sie ihm 
als dem Eigentümer gegenüber fehlerhaft besitzt. Ein 
Gutglaubensschutz greift nur in dem Falle des § 892 
BGB durch, der hier nicht vorliegt, da Helene W. nicht 
im Grundbuch als Eigentümerin eingetragen war. Die 
Beklagte war also zu verurteilen, das Grundstück S. 
Band 51 Blatt 1252 an den Kläger herauszugeben.

Bei dem Erbschaftsauseinandersetzungsvertrag zwi­
schen dem Kläger und der Miterbin W. handelt es sich 
nicht um eine Vermögensübernahme nach § 419 BGB. 
Zum Vermögen der Helene W. gehörte der Erbanteil 
als solcher, nicht ein Anteil an bestimmten einzelnen 
Nachlaßgegenständen. Über das Grundstück als solches 
hat Helene W. nicht verfügt. Es handelt sich bei die­
sem Vertrag um eine Auseinandersetzung über die zum 
Nachlaß gehörigen beweglichen und unbeweglichen 
Gegenstände, wobei die Miterbin W. damit einverstan­
den war, daß der Kläger mit Forderungen, die ihm 
gegen diese zustanden, gegen einen Teil des Über­
preises für das Grundstück aufrechnete. Der Kläger hat 
jedoch nicht das Vermögen der Miterbin W., d. h. den 
Erbteil als solchen übernommen. Die Miterbin W. hat 
im übrigen einen Teil der Nachlaßgegenstände erhalten. 
Deshalb konnte der Kläger auch nicht gemäß § 419 BGB 
verurteilt werden. Anhaltspunkte für den Willen einer 
arglistigen Umgehung des § 419 liegen nicht vor.

Es steht der Beklagten jedoch frei, sich wegen des 
ihr entstandenen Schadens an Helene W. zu halten.

§§ 2, 11 MSchG.
1. Die erzieherische Bedeutung von § 11 MSchG.
2. Die Ermessensausübung eines Gerichts unterliegt 

der Nachprüfung durch die höhere Instanz nur inso­
weit, als eine offenkundig unsachgemäße Anwendung 
des Ermessens oder eine Überschreitung seiner Grenzen 
vorliegt.

BG Erfurt, Beschl. vom 26. Januar 1954 — T 12/54.
Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat in der Begründung des ange­
fochtenen Beschlusses zugleich das Ergebnis der Be­
weisaufnahme gewürdigt und dabei festgestellt, daß 
an sich die Voraussetzungen für ein Räumungsverlan­
gen gemäß § 2 MSchG erwiesen sind. Wenn es dabei 
allein sein Bewenden haben müßte und, wie die Klä­
gerin meint, nicht nur die Verklagten, sondern auch 
das Gericht ohne weiteres die Konsequenzen hieraus 
ziehen müßten, falls nicht das „Rechtsschutzinteresse“ 
der Klägerin verletzt werden solle, so wäre die Be­
stimmung des § 11 MSchG überflüssig gewesen.

§ 11 nimmt im Rahmen des Mieterschutzgesetzes 
eine ähnliche Stellung ein wie der § 620 ZPO im 
Rahmen eines Scheidungsrechtsstreits. Beide Vor­
schriften stellen eine besondere Anwendungsart des 
Grundgedankens dar, daß jedes Gericht in jedem Sta­
dium des Verfahrens prüfen soll, ob nach Lage der 
Sache die Möglichkeit und Aussicht besteht, den 
Rechtsstreit auch auf andere Weise als durch eine 
gerichtliche Entscheidung zu schlichten.

Gemäß § 11 MSchG kann die Aussetzung beschlossen 
werden, wenn nach den gesamten Umständen des 
Falles zu erwarten ist, daß bei Fortdauer des Miet­
verhältnisses der Friede in der Hausgemeinschaft 
wiederhergestellt werden kann. Umgekehrt soll von 
einer Aussetzung Abstand genommen werden, wenn 
die Fortsetzung des Mietverhältnisses die Feindschaft 
zwischen den Parteien nur noch vertiefen würde. 
Innerhalb dieses absichtlich weit gespannten Rahmens 
hat der Richter seine Entschließung nach pflichtgemä­
ßem Ermessen zu treffen, und er kann und muß dabei
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